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Öffnungszeiten Landratsamt 
 
Wir kümmern uns gerne um Ihr Anliegen. Um 
Abläufe effizienter zu gestalten und unnötige 
Wartezeiten zu reduzieren, bitten wir Sie, ei-
nen Termin zu vereinbaren. Nehmen Sie hier-
zu gerne Kontakt mit den jeweiligen Organisa-
tionseinheiten auf. Weitere Informationen dazu 
finden Sie unter www.landkreis-schweinfurt.de  
 
Allgemein 
Montag 08:00 - 12:00 
Dienstag 08:00 - 12:00, 14:00 - 16:00  
 
Mittwoch 08:00 - 12:00 
Donnerstag 08:00 - 12:00, 14:00 - 17:00 
Freitag  08:00 - 12:00 
 
Bürgerservice & Kfz-Zulassung 
Montag  07:30 - 13:00 
Dienstag 07:30 - 16:00 
Mittwoch 07:30 - 13:00 
Donnerstag 07:30 - 17:00 
Freitag  07:30 - 13:00 
 

Notdienste 
 
Stadt und Landkreis Schweinfurt 
Notruf:           112 
Feuerwehr:          112 
Ärztlicher Bereitschaftsdienst:          116 117 
 
Bei Zahnärzten und Apotheken wird der Not-
dienst im Wechsel sichergestellt.  
Aktuelle Informationen zu den diensthabenden 
Zahnärzten und Apotheken erhalten Sie im In-
ternet unter: 

- Zahnärzte: www.notdienst-zahn.de 
- Apotheken: www.apotheken.de oder 

www.aponet.de 
 

Amtliche Bekanntmachungen Teil I 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieses 
Amtsblattes: 
 
Anlage 1: Vollzug des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Personenstandsgesetzes (AGPStG); 
Große Übertragung der Aufgaben des Stan-
desamtes von der kreisangehörigen Gemeinde 
Röthlein auf die kreisangehörige Gemeinde 
Sennfeld als Rechtsträger des Standesamtes 
Mainbogen ab dem 01.01.2025 
 
Anlage 2: 9. Verordnung zur Änderung des 
Regionalplans der Region Main-Rhön (3); Fort-
schreibung des Kapitels B IV, Abschnitt 2 „Bo-
denschätze“, betreffend den Textteil sowie die 
Rohstoffgruppen Sand und Kies, Basalt und 
Kalkstein 
Beteiligungsverfahren mit Einbeziehung der 
Öffentlichkeit gem. Art. 16 Bayerisches Lan-
desplanungsgesetz (BayLplG) i.V.m. § 9 
Raumordnungsgesetz (ROG) 
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Vollzug des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (AGPStG); 
Große Übertragung der Aufgaben des Standesamtes von der kreisangehörigen Gemeinde 
Röthlein auf die kreisangehörige Gemeinde Sennfeld als Rechtsträger des Standesamtes 
Mainbogen ab dem 01.01.2025 
 
 
Der Gemeinderat der kreisangehörigen Gemeinde Röthlein hat am 24.09.2024 in öffentlicher Sit-
zung beschlossen, die Aufgaben des Standesamtes im Rahmen der „großen Übertragung“ gemäß 
Art. 2 Abs. 2 AGPStG mit Wirkung ab dem 01.01.2025 auf die Gemeinde Sennfeld als Rechtsträger 
des Standesamtes Mainbogen zu übertragen.  
Der Gemeinderat der kreisangehörigen Gemeinde Sennfeld hat mit Beschluss vom 08.10.2024 in 
öffentlicher Sitzung der Aufgabenübertragung zugestimmt.  
 
Das Landratsamt Schweinfurt hat darüber hinaus als untere Aufsichtsbehörde der Standesämter 
Röthlein und Mainbogen der Übertragung am 23.10.2024 zugestimmt. 
 
Zur näheren Regelung der Übertragung wurde am 09.10.2024 zwischen den kreisangehörigen Ge-
meinden Röthlein und Sennfeld die nachstehende Zweckvereinbarung geschlossen. 
 
Landratsamt Schweinfurt 
Schweinfurt, den 05. November 2024 
 
gez. 
 
Florian   T ö p p e r 
Landrat 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Vereinbarung  
über die Übertragung der Aufgaben des Standesamts 
gemäß Art. 8 KommZG i. v. m. Art. 2 Abs. 2 AGPStG  

(Gesetz zur Ausführung des Personenstandsgesetzes) 
 

zwischen 

 
der Gemeinde Röthlein als abgebendes Standesamt, 

vertreten durch Herrn Ersten Bürgermeister Peter Gehring 

 

und  

 

der Gemeinde Sennfeld als aufnehmendes Standesamt, 

vertreten durch Herrn Ersten Bürgermeister Oliver Schulze 

 
 
 

Präambel 

 
Die Gemeinden Gochsheim, Grettstadt, Grafenrheinfeld, Röthlein, Schwebheim und Sennfeld haben 
sich zu einer Kommunalallianz zusammengeschlossen. Das Ziel ist es, neben einer touristischen Auf-
wertung und Vermarktung auch die interkommunale Zusammenarbeit zu aktivieren und zu stärken. 
Aus diesem Grund hatten sich die Mainbogengemeinden, mit Ausnahme der Gemeinde Röthlein, 
dazu entschlossen, die Aufgaben der Standesämter gemäß Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Personenstandsgesetzes (AGPStG) auf das zentrale Standesamt „Mainbogen“ mit Wirkung 
zum 01.05.2013 im Zuge einer „großen Übertragung“ zu übertragen. 
 
Bei einer „großen Übertragung“ wird die Aufgabe komplett übertragen und es kommt damit zur Ab-
gabe der Zuständigkeit. Die Eheschließungen an sich können allerdings weiterhin durch die Ehe-
schließungsstandesbeamten im abgebenden Standesamt durchgeführt werden. 
 
Die zunehmend komplexen Anforderungen an die Verwaltungen der Gemeinden, insbesondere im 
Bereich des Personenstandswesens in der Breite und Tiefe des Fachwissens und veränderte Perso-
nalstrukturen haben die Gemeinde Röthlein dazu veranlasst, den eigenen Standesamtsbezirk aufzu-
geben und damit die Aufgaben vollständig im Rahmen der „großen Übertragung“ an die Gemeinde 
Sennfeld zu übertragen. 
 
Nähere Einzelheiten werden in dieser Vereinbarung getroffen und verbindlich für beide Kommunen 
festgeschrieben. 
 

§ 1 
 

Übertragung und Erfüllung der Aufgaben 
 

(1) Aufgrund der Beschlüsse des Gemeinderates der Gemeinde Röthlein vom 24.09.2024 und des 
Gemeinderates der Gemeinde Sennfeld vom 08.10.2024 überträgt die Gemeinde Röthlein die 
Aufgaben des Standesamts mit Wirkung ab dem 01.01.2025 auf die Gemeinde Sennfeld 
(„große Übertragung). Die Gemeinde Sennfeld als Rechtsträger des Standesamts Mainbogen 
erfüllt mit Wirkung ab dem 01.01.2025 die Aufgaben des Standesamts für die Gemeinde Röth-
lein.  



 
(2) Davon unberührt bleibt gemäß Art. 2 Abs. 3 AGPStG die Befugnis der von der Gemeinde Röth-

lein zum Standesbeamten bestellten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zur Vornahme von 
Eheschließungen (§ 2 Abs. 3 der Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes). 
Die Trauungen finden in der Regel am Sitz des Standesamts Mainbogen in Sennfeld statt. Auf 
Wunsch des Brautpaares oder der künftigen Lebenspartner können die Trauungen auch durch 
den für die Vornahme von Eheschließungen bestellten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in 
den jeweils von der Gemeinde Röthlein hierfür gewidmeten Räumlichkeiten vorgenommen wer-
den. Bei Verhinderung der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters wird diese/r bei einer bereits in 
der Gemeinde Röthlein terminierten Eheschließung nach Absprache von einer Standesbeam-
tin/einem Standesbeamten des Standesamtes „Mainbogen“ vertreten. Der Zugang zu den in der 
Gemeinde Röthlein gewidmeten Trauräumen ist für solche Fälle sicher zu stellen.  
 

(3) Die Gemeinde Röthlein trägt bei Trauungen in ihrem Gemeindebereich dafür Sorge, dass die für 
die Trauung benötigten Unterlagen rechtzeitig während der Dienststunden des Standesamts 
Mainbogen in Sennfeld abgeholt und nach der Trauung umgehend und vollständig wieder zum 
Standesamt Mainbogen in Sennfeld zurückgebracht werden. 

 
§ 2 

 
Gebühreneinnahmen, Kostenbeteiligung 

 
(1) Die Gebühreneinnahmen für die Personenstandsfälle und anderer dem Standesamt zugewiese-

ner Aufgaben aus dem Gebiet der Gemeinde Röthlein stehen der Gemeinde Sennfeld zu.  
 

(2) a) Die Kostenbeteiligung der Gemeinden Gochsheim, Grettstadt, Grafenrheinfeld, Schwebheim 
und Sennfeld an den Kosten des Standesamts Mainbogen beträgt derzeit jährlich 3,83 € je Ein-
wohner (Stand 31.12.2022) und wird jährlich durch die Kämmerei der Gemeinde Sennfeld an-
hand der tatsächlichen Kosten kalkuliert. Zum 01.01.2025 wird die Gemeinde Röthlein in diese 
Kalkulation mit eingebunden. 

 
b) Zugrunde gelegt wird die Einwohnerzahl nach dem vom Landesamt für Statistik und Daten-
verarbeitung mitgeteilten Stand vom 30.06. des jeweiligen Vorjahres.  
 
c) Die Kostenbeteiligung ist in voller Höhe jeweils am 01.07. eines jeden Jahres zur Zahlung 
fällig, erstmals am 01.07.2026. Damit sind sämtliche Verwaltungs- und Personalkosten abge-
deckt. Die Gemeinde Röthlein erhält jährlich zum 01.06. eine entsprechende Rechnung der Ge-
meinde Sennfeld. 
 
d) Die bei der Umstellung anfallenden einmaligen Kosten für die Datenintegration- und -migration 
aus dem bisherigen Fachverfahren sowie diverse Systemarbeiten trägt die Gemeinde Röthlein 
(Datenübernahme durch das Standesamt Mainbogen). Diese Kosten werden von der AKDB, wel-
che mit dem Aufbau und Betrieb des zentralen elektronischen Personenstandsregisters (ZEPR) 
nach Art. 10 Abs. 2 i. V. m. Art. 8 Abs. 4 Satz 2 AGPStG beauftragt ist, der Gemeinde Röthlein 
in Rechnung gestellt. 
 

§ 3 
 

Geltungsdauer der Vereinbarung 
 
(1) Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 
 
(2) Diese Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. Eine einseitige ordentliche Kündigung ist aufgrund 

der gesetzlichen Bestimmungen unzulässig. 
 
(3) Gemäß Art. 2 Abs. 4 Satz 1 AGPStG kann die Übertragung der Aufgaben mit Beschlüssen einer 

Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Gemeinderates der 



Gemeinde Röthlein und des Gemeinderates der Gemeinde Sennfeld aufgehoben werden. Für 
die Kündigung wird eine Frist von neun Monaten jeweils zum 01.04. oder 01.10. festgesetzt. 
Gegen den Willen der oder einer der beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften kann die 
Übertragung aufgehoben werden, wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohls vorliegen (Art. 
2 Abs. 4 Satz 2 AGPStG). 
 

(4) Das Recht, diese Vereinbarung gem. Art. 14 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) aus wichtigem Grund zu kündigen (außerordentliche Kündigung), 
bleibt unberührt. 

 
§ 4 

 
Übergabe der standesamtlichen Unterlagen und Archivgut 

 
(1) Die nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung noch fortzuführenden Personenstandsregister und –

bücher des Standesamts Röthlein und aller dazugehörigen Sammelakten, sowie die noch aufzu-
bewahrenden Unterlagen zu den durch Bundes- oder Landesrecht zugewiesenen weiteren Auf-
gaben des Standesamts (z. B. Kirchenaustritte usw.), werden so rechtzeitig an das Standesamt 
Mainbogen übergeben, dass die standesamtliche Tätigkeit für den Bereich der Gemeinde Röth-
lein nahtlos und ohne Unterbrechung fortgesetzt werden kann.  
 

(2) Das Standesamt Röthlein schließt anhängige Verfahren vordringlich bis zum Zeitpunkt der Auf-
gabenübertragung ab. Alle darüber hinaus noch laufenden Vorgänge, die bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht zu einer Beurkundung geführt haben (Anzeigen, Anmeldungen, Zurückstellungen, Anträge, 
usw.) oder über die gerichtlich noch nicht entschieden wurde, sind unmittelbar nach Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung zu übergeben. 

 
(3) Das Archivgut verbleibt bei der Gemeinde Röthlein. Personenstandseinträge des Standesamtes 

Röthlein (Personenstandsbücher u.d.gl. einschließlich der dazugehörigen Sammelakten), welche 
nach Ablauf der Fortführungsfristen Archivgut werden, werden der Gemeinde Röthlein gegen 
Empfangsbekenntnis wieder zurückgegeben, sobald der letzte Eintrag in dem gebundenen Buch 
Archivgut ist. 

 
(4) Die Übergabe der Unterlagen des Standesamts der Gemeinde Röthlein an das Standesamt 

Mainbogen in Sennfeld wird in einer gesonderten schriftlichen Übergabeniederschrift dokumen-
tiert. Sie ist von beiden Vertragsparteien zu unterschreiben.    

 
§ 5 

 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. 
 
(2) Die Aufgabenübertragung, ihre Aufhebung, sowie Änderung oder Ergänzung bedürfen nach Art. 

2 Abs. 5 AGPStG der Zustimmung des Landratsamtes Schweinfurt als untere Aufsichtsbehörde 
(Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 AGPStG). 

 
(3) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser Vereinbarung berührt die rechtliche Gültigkeit 

der übrigen Bestimmungen nicht. Tritt ein solcher Fall ein, verpflichten sich die Beteiligten, die 
nichtigen Bestimmungen durch sinngemäße gültige Bestimmungen zu ersetzen. 

 
(4) Sollte sich zu irgendeinem Zeitpunkt herausstellen, dass diese Vereinbarung Lücken enthält, die 

weder durch Auslegung noch durch analoge Anwendung der Vertragsbestimmungen geschlos-
sen werden können, verpflichten sich die Beteiligten unter Berücksichtigung der gegenseitigen 
Interessen, eine dem Grundgedanken dieser Vereinbarung entsprechende Regelung zu treffen. 

 



(5) Die Gemeinden Röthlein und Sennfeld sowie das Landratsamt Schweinfurt erhalten jeweils eine 
Ausfertigung dieser Vereinbarung. 

 
(6) Die untere Aufsichtsbehörde ist über beabsichtigte Änderungen oder Ergänzungen umgehend 

zu unterrichten. Im Falle der Absätze 3 oder 4 kann sie zudem von einer der Vertragsparteien 
als Schlichter angerufen werden. 

 
 
 
 
 
SENNFELD, den 09.10.2024     SENNFELD, den 09.10.2024 
 
Gemeinde RÖTHLEIN     Gemeinde SENNFELD 
 
gez.       gez. 
 
Peter Gehring, 1. Bürgermeister     Oliver Schulze, 1. Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
9. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Main-Rhön (3); Fortschrei-
bung des Kapitels B IV, Abschnitt 2 „Bodenschätze“, betreffend den Textteil sowie die 
Rohstoffgruppen Sand und Kies, Basalt und Kalkstein 
Beteiligungsverfahren mit Einbeziehung der Öffentlichkeit gem. Art. 16 Bayerisches 
Landesplanungsgesetz (BayLplG) i.V.m. § 9 Raumordnungsgesetz (ROG) 
 
 

Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbandes Main-Rhön hat in seiner Sitzung am 
23.10.2024 die Fortschreibung des Kapitels B IV, Abschnitt 2 „Bodenschätze“, betreffend den 
Textteil sowie die Rohstoffgruppen Sand und Kies, Basalt und Kalkstein, und die Einleitung des 
Beteiligungsverfahrens beschlossen. 

 
Gemäß Art. 16 Abs. 1 BayLplG ist hierzu die Öffentlichkeit zu beteiligen und Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 
 
Der Änderungsentwurf des Regionalplans einschließlich Begründung und Umweltbericht wird 
deshalb  

 

beim Landratsamt Schweinfurt, 

Schrammstraße 1, 97421 Schweinfurt, Zimmer 269, 

 

vom 22.11.2024 bis 23.12.2024 

 

während der allgemeinen Besuchszeiten (Montag bis Freitag 8.00 Uhr – 12.00 Uhr, Dienstag 

14.00 Uhr – 16.00 Uhr, Donnerstag 14.00 Uhr – 17.00 Uhr) 

oder nach telefonischer Terminvereinbarung (09721/55-532) 

 
zur Einsicht ausgelegt.  
 
Die Planunterlagen werden in der genannten Zeit auf den Internetseiten der Regierung von Un-
terfranken unter https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/aufgaben/177666/177670/ei-
gene_leistung/el_00283/index.html und des Regionalen Planungsverbandes Main-Rhön unter 
https://www.main-rhoen.de eingestellt. 
 
Bis zum Ablauf der Auslegungsfrist am 23.12.2024 besteht Gelegenheit, sich gegenüber dem 
Regionalen Planungsverband Main-Rhön schriftlich zu äußern. Gemäß § 9 ROG wird um elektro-
nische Übermittlung der Stellungnahme an rpv@kg.de als PDF- oder WORD-Dokument gebeten. 
Alternativ kann die Stellungnahme per Briefpost an den Regionalen Planungsverband Main-Rhön 
(Obere Marktstraße 6, 97688 Bad Kissingen) gerichtet werden. 
 
Das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens wird gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 4 BayLplG i.V.m. § 3 Abs. 
1 Nr. 4a ROG in einem Abwägungsdokument festgehalten, das auf den o.g. Internetseiten ano-
nymisiert veröffentlicht und bei der Regierung von Unterfranken – Höhere Landesplanungsbe-
hörde – ausgelegt wird. 

 
Mit Ablauf der Frist sind gemäß Art. 16 Abs. 2 Satz 4 BayLplG alle Äußerungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Rechtsansprüche werden durch die 
Einbeziehung der Öffentlichkeit nicht begründet (Art. 16 Abs. 1 Satz 3 BayLplG). 
 

 


